
Gerecht 
geht anders!
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Das nennt ihr gerecht?

„Wir haben über unsere Verhältnisse gelebt!“ Das verkündet Kanzlerin 
Merkel derzeit landauf, landab. Wen meint sie? Die Verkäuferin, den Wach-
mann, die Bäckerin? Immer mehr haben einen Job, der nicht zum Leben 
reicht. Oder meint sie Arbeitslose, die mit 359 Euro im Monat klar kommen 
müssen? 

Wir haben nicht über unsere Verhältnisse gelebt,  
im Gegenteil.

In den letzten zehn Jahren haben wir eine Sozialkürzung nach der ande-
ren erlebt. Anhaltende Massenarbeitslosigkeit, immer mehr Unsicherheit, 
befristete Jobs, Leiharbeit, Lohndumping. Die Kaufkraft von Beschäftigten 
und Erwerbslosen, Rentnerinnen und Rentnern sank.

Umverteilung von unten nach oben
Massiv über unsere Verhältnisse gelebt haben Manager, Großunterneh-

mer, Spekulanten und andere Reiche. Und die Politik hat mit immer neuen 
Steuergeschenken kräftig dazu beigetragen. Mit dem Geld wurden die 
Finanzmärkte immer weiter aufgeblasen. Banken und Finanzfonds haben 
das hemmungslos vorangetrieben und prächtig dabei verdient.

Umverteilung von unten nach oben ist verantwortlich  
für die schwerste Wirtschafts- und Finanzkrise seit 80 
Jahren. 

Das Platzen der Spekulationsblase hat die Finanzmärkte und die ganze 
Wirtschaft fast in den Abgrund gerissen. Die Regierungen mussten weltweit 
Hunderte von Milliarden für Bankenrettung und Konjunkturpakete locker 
machen. So konnte das Schlimmste verhindert werden. Der Absturz wurde 
gebremst. Auch der Anstieg der Arbeitslosigkeit. 

Wer zahlt die Zeche?
Wegbrechende Steuereinnahmen und hohe Ausgaben für Rettungs- und 

Konjunkturpakete haben die Neuverschuldung von Bund, Ländern und 
Gemeinden auf 90 Milliarden Euro im Jahr 2010 hoch getrieben. Wegen der 
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selbst verordneten „Schuldenbremse“ muss allein der Bund sein Defizit bis 
2016 von 44 auf unter zehn Milliarden Euro senken. 

Was macht die schwarz-gelbe Regierung? Statt endlich die Verursacher 
und Profiteure zur Kasse zu bitten, sollen vor allem die Ausgaben gekürzt 
werden. Und das hauptsächlich im Sozialbereich und beim öffentlichen Per-
sonal. Auch in Ländern, Städten und Gemeinden drohen heftige Kürzungen 
und Personalabbau. Daran hat sich bislang trotz Aufschwung nichts geän-
dert.

Wir haben die Krise nicht verursacht – 
trotzdem sollen wir nun die Zeche zahlen.

Reiche, Unternehmer und Spekulanten dagegen werden geschont.  
Dabei haben sie die Krise bereits wie ein nasser Hund das Wasser abge-
schüttelt. Inzwischen gibt es in Deutschland 860.000 Millionäre – so viel 
wie nie zuvor. 
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Sozialer Kahlschlag 

Kanzlerin  Merkel, Finanzminister Schäuble und Wirtschaftsminister Brü-
derle sind sich einig: „Wir dürfen nicht immer größere Schulden anhäufen. 
Das strenge Sparpaket war alternativlos.“ Es scheint ja auch klar: Gegen 
Schulden hilft nur sparen, streichen, kürzen. Bloß: es stimmt nicht!

Ohne die Steuergeschenke der letzten zehn Jahre wären 
keine „Sparpakete“ notwendig.

Der Schuldenberg ist seit der Krise um rund 200 Milliarden Euro auf fast 
1,8 Billionen Euro gewachsen. Die Hälfte des Zuwachses geht auf das Konto 
der Bankenrettung. Doch schon vor der Krise haben die Regierungen jahre-
lang Steuergeschenke an Unternehmer, Vermögende, Spitzenverdiener und 
reiche Erben verteilt. Das hat zu Einnahmeausfällen von über 300 Milliarden 
Euro in den letzten zehn Jahren geführt. 
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Ärmere schröpfen, Reiche verschonen 
Zur Bekämpfung der Krise war die hohe Neuverschuldung unvermeidlich. 

Jetzt wird sie zur Bedrohung. Durch die Schuldenbremse ist der Weg zu 
einem langsamen und verträglichen Abbau der Schulden verbaut. 

Die schwarz-gelbe Koalition begrenzt die Schulden vor allem mit Ausga-
benkürzungen. Weniger Elterngeld und Wohngeld, kein Zuschlag mehr beim 
Übergang von ALG I in ALG II, Streichung von 15.000 Stellen im öffentlichen 
Dienst. Vermögende, reiche Erben und Bezieherinnen und Bezieher hoher 
Einkommen dagegen zahlen keinen Cent, Banken nur Peanuts.

Die Schuldenbremse wird damit zu einer Sozialbremse. Zugleich wird die 
Massenkaufkraft geschwächt. Das kostet Beschäftigung. Weitere Kürzungen 
sind vorprogrammiert.

Die Ausblutung des Sozialstaats muss gestoppt werden. 
Gerechte Steuern sind die Alternative.

Die Alternativen
Der Sozialstaat darf nicht ruiniert werden. ver.di will die Staatsfinanzen 

stärken und mehr Steuergerechtigkeit. So könnte der Staat pro Jahr rund 75 
Milliarden Euro mehr einnehmen als heute.

n	 Schluss mit der Steueroase Deutschland für Reiche! Die Vermögensteuer 
muss wieder eingeführt und große Erbschaften müssen stärker besteuert 
werden.

n	 Der Höchststeuersatz bei der Einkommensteuer muss auf mindestens 50 
Prozent erhöht und Steuerhinterziehung besser bekämpft werden.

n	 Finanzstarke Unternehmen müssen wieder stärker zur Finanzierung des 
Gemeinwesens beitragen.

n	 Die Spekulanten müssen mit einer Finanztransaktionsteuer zur Kasse 
gebeten werden.



6

Städte und Gemeinden in Not

Schwimmbäder, Büchereien, Theater werden geschlossen. Straßen und 
Gebäude verfallen. Gebühren für Kitas, Straßenreinigung, Büchereien wer-
den erhöht. Der Bus- und Bahnverkehr wird ausgedünnt und teurer. Schon 
seit Jahren werden in Städten und Gemeinden Leistungen abgebaut und 
wird die Lebensqualität verschlechtert. 

Schlechte Aussichten
Die Städte und Gemeinden wurden durch die Steuergeschenke der letz-

ten Jahre finanziell ausgeblutet. Mit der Wirtschafts- und Finanzkrise hat 
sich die Lage weiter verschärft. Die Steuereinnahmen brachen ein, steigende 
Arbeitslosigkeits- und Sozialkosten müssen bezahlt werden. Zusätzlich wol-
len viele Länder ihre Finanzzuweisungen an die Städte und Gemeinden kür-
zen. Die Schuldenbremse zwingt auch die Länder ihre Defizite abzubauen – 
koste es was es wolle.

Die katastrophale Finanzlage der Städte und Gemeinden 
bedroht die Lebensqualität.

2010 fehlten Städten und Gemeinden elf Milliarden Euro in den Kassen. 
Auch 2011 wird ein zweistelliges Milliarden-Defizit erwartet. Es droht, dass 
noch mehr öffentliches Eigentum privatisiert und verschleudert wird. 

Gewerbesteuer in Gefahr
Schwarz-Gelb und die Unternehmerlobby wollen auch noch die wich-

tigste Steuer der Gemeinden schwächen, am liebsten streichen – die Gewer-
besteuer. Vor allem finanzschwache Gemeinden und Städte mit bisher hohen 
Gewerbesteuereinnahmen müssten dann einen hohen Zuschlag auf die Ein-
kommensteuer erheben.

Abschaffung der Gewerbesteuer bedeutet Umverteilung 
zulasten der Bürgerinnen und Bürger.
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Städte und Gemeinden bluten aus
Einnahmeausfälle durch Steueränderungen seit 1998

Steuersenkungen reißen schon seit Jahren riesige Löcher in die Haushalte von Bund, 
Ländern und Gemeinden. In den letzten zehn Jahren waren es über 300 Milliarden Euro, 
davon über 30 Milliarden zu Lasten von Städten und Gemeinden. 
Bei ihnen geht die Hälfte des Rekorddefizits auf das Konto von Steuersenkungen.
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Die Alternativen 
Städte und Gemeinden sind unsere unmittelbare Lebensumwelt. Hier 

wollen wir uns wohlfühlen und gute Bedingungen für uns und unsere Fami-
lien. Damit Städte und Gemeinden dies leisten und ihre sozialen, kulturellen 
und wirtschaftlichen Aufgaben erfüllen können, müssen ihre Einnahmen 
gesichert und erhöht werden. 

n	 Die Gewerbesteuer muss erhalten und zu einer Gemeindewirtschaftsteu-
er ausgebaut werden. Alle Betriebe und gut verdiendende Selbständige 
müssen beitragen.

n	 Der Bund muss einen höheren Anteil an den Kosten für Arbeitslose über-
nehmen. Die Länder müssen ihre Zuweisungen erhöhen.

n	 Die am stärksten verschuldeten und unter besonders hoher Arbeitslosig-
keit leidenden Städte und Gemeinden brauchen einen Rettungsschirm.

n	 Die Wiedereinführung der Vermögensteuer und höhere Steuern auf große 
Erbschaften bringen über 25 Milliarden Euro in die Kassen von Ländern 
und Gemeinden.
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Drei-Klassen-Medizin

Wer krank wird, ist froh über eine zuverlässige und gute Behandlung. 
Gerecht und solidarisch finanziert sollte sie sein. Diese Prinzipien werden 
immer weiter ausgehöhlt. Früher zahlten Arbeitgeber und Beschäftigte gleich 
viel in die Krankenkasse ein. Heute zahlen die Versicherten 0,9 Prozent-
punkte mehr. 

Schwarz-Gelb will Mehrbelastungen
Der Arbeitgeberbeitrag wurde im Januar 2011 letztmalig um 0,3 auf 7,3 

Prozent erhöht und bleibt danach fest. Bei den Versicherten steigt der Bei-
trag auf 8,2 Prozent. Der bisherige Zusatzbeitrag wandelt sich zur Kopfpau-
schale. Diese soll in Zukunft alle Kostensteigerungen finanzieren und wird  
deshalb kräftig steigen.

Bis 2020 wird mit einer Kopfpauschale von über 70 Euro im Monat 
gerechnet. Acht von zehn Krankenkassenmitgliedern brauchen dann einen 
Sozialausgleich. Damit der bezahlt werden kann, steht dann wahrscheinlich 
noch weniger Geld für die Gesundheitsversorgung zur Verfügung oder die 
Kopfpauschale steigt noch kräftiger.
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Kostenfalle Vorkasse
Bislang wurden bei einer ärztlichen Behandlung die Kosten von der Kran-

kenkasse getragen. Jetzt kann beim Arzt direkt auf Rechnung bezahlt, und in 
der Apotheke kann ein wirkstoffgleiches Medikament gegen Zahlung der 
Mehrkosten gewählt werden. Doch Vorsicht: Die vermeintliche Wahlfreiheit 
kann schnell teuer werden! 

Über 600.- EUR kann dann der Besuch beim Radiologen kosten, rund 
250.- EUR beim Internisten. Der Grund: Ärztinnen und Ärzte können jetzt noch 
leichter gesetzlich Versicherten höhere Kosten in Rechnung stellen - wie bei 
Privatpatienten. Und wer in der Apotheke von seiner „Wahlfreiheit“ Gebrauch 
machen will, kann auf einem Großteil der Kosten sitzen bleiben. 

Die schwarz-gelben „Reformen“ zementieren den Weg in die Drei-Klassen-
Medizin: Privatversicherte zahlen mehr und haben einige Privilegien. Wer es 
sich von den gesetzlich Versicherten leisten kann, muss bessere Leistungen 
noch stärker als bisher privat finanzieren. Wer es sich nicht leisten kann, muss 
mit dem bestehenden Leistungsangebot auskommen.

Gesundheit hängt immer stärker vom 
Geldbeutel ab.

Die Alternative
ver.di will den gleichen Zugang zur notwendigen medizinischen Versor-

gung für alle. Das garantiert die Bürgerversicherung, in die schrittweise alle 
Bürgerinnen und Bürger einbezogen werden. 

n	Wer mehr verdient, soll auch mehr zahlen. Beiträge müssen auf alle Ein-
kunftsarten erhoben werden.

n	 Zuzahlungen dürfen nicht ausgeweitet, sondern müssen wieder abgebaut 
werden.

n	 Die Arbeitgeber müssen den Krankenversicherungsbeitrag wieder zur 
Hälfte finanzieren.

n	 Keine Kürzungen zu Lasten der Versicherten oder der Beschäftigten im 
Gesundheitswesen.
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Arbeiten bis 67

Erst mit 67 Jahren in Rente? Ein großer Teil der Beschäftigten hält nicht 
einmal bis 65 durch. Viele Ältere sind arbeitslos und haben kaum Chancen, 
noch mal einen Arbeitsplatz zu finden.

Altersarmut droht
Rente mit 67 heißt deshalb: Rentenkürzung für alle, die früher in Rente 

gehen. Schon heute müssen über die Hälfte aller Rentnerinnen und Rentner 
deshalb monatliche Abschläge von durchschnittlich rund 100 Euro in Kauf 
nehmen. Zusätzlich wurden die Renten bereits durch „Riester-Faktor“ und 
„Nachhaltigkeitsfaktor“ gekürzt. 

Rente mit 67 bedeutet für Millionen Menschen weitere 
Rentenkürzung.

Immer mehr Menschen finden nur noch Teilzeit- oder Niedriglohnjobs. 
Entsprechend wenig können sie für die Rente einzahlen. Die Rentenbeiträge 
für Langzeitarbeitslose wurden ganz gestrichen. Und obwohl nur rund ein 
Viertel aller 60 bis 65-Jährigen sozialversichert beschäftigt ist, hält die 
Regierung an der Rente mit 67 fest. Altersarmut wird so in Zukunft zu einem 
Massenphänomen.

Umverteilung von unten nach oben
Alle Prognosen gehen davon aus, dass die Wirtschaftsleistung Deutsch-

lands weiter wachsen und die Bevölkerungszahl sinken wird. Deshalb gibt es 
in Zukunft pro Kopf mehr und nicht weniger zu verteilen. Auch wenn der 
Anteil der Älteren weiter steigt. 

Nicht die Alterung der Bevölkerung, sondern Arbeitslo-
sigkeit, Rentenkürzungen und Lohndumping gefährden 
die Rente.

Die Rente mit 67 soll den Anstieg der Beiträge zur gesetzlichen Rente 
bremsen. Doch davon haben die Beschäftigten nichts. Sie müssen länger 
arbeiten und bekommen eine niedrigere Rente oder müssen viel Geld für 
Zusatzvorsorge ausgeben, ohne Arbeitgeberbeitrag. Davon profitieren nur 
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die Unternehmer. Wer wenig verdient und es deshalb am nötigsten hätte, 
kann sich das kaum leisten.

Deshalb fahren die Beschäftigten mit der gesetzlichen Rente wesentlich 
besser. Auch wenn der Beitragssatz in Zukunft steigen muss. Wenn die Löh-
ne entsprechend der Produktivität steigen, würden die Beschäftigten trotz-
dem netto mehr haben.

Die Alternative
Die Rente muss vor Armut schützen und den Lebensstandard sichern. Der 

wachsende Reichtum muss bei den Beschäftigten ankommen und zur Finan-
zierung der Renten beitragen. Deshalb brauchen wir kräftige Einkommens-
steigerungen und den gesetzlichen Mindestlohn. 

n	 Die Rente mit 67 und die Rentenkürzungen müssen weg. 
n	 Alle Erwerbstätigen müssen schrittweise in die gesetzliche Rente einbe-

zogen werden. 
n	 Es muss flexible Ausstiegsmöglichkeiten bis 65 geben und verbesserte Er-

werbsminderungsrenten. 
n	 Es muss wieder eine geförderte Altersteilzeit geben.

Immer mehr gehen mit Abschlägen in Rente

Schon in den vergangenen Jahren gingen immer mehr Menschen vorzeitig und mit Abschlägen 
von bis zu 18 Prozent in Rente. Mit der Rente mit 67 wird sich ihr Anteil noch mehr steigern. 
Quelle: Statistik der deutschen Rentenversicherung

Anteil der Rentenzugänge mit Abschlägen Durchschnittliche Höhe der Abschläge monatlich
2002 2008 2002 2008

41,7%

55,9%

60 Euro

102 Euro
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Ungeschützt und arm trotz Arbeit 

„Lohnsklavin im Luxushotel“ – immer wieder gibt es Beispiele von 
Frauen, die für weniger als drei Euro die Stunde Hotelzimmer reinigen. 1,2 
Millionen Menschen arbeiten für weniger als fünf Euro. Immer mehr Firmen 
setzen anstatt auf reguläre Beschäftigung auf Leiharbeit, Befristung, Mini-
jobs oder Scheinselbstständigkeit. Die Leute bekommen weniger Geld und 
fliegen ruck zuck wieder raus, wenn sie gerade nicht gebraucht werden. 
Oder wenn sie aufmucken.

Lohndumpingpolitik
Die Politik hat durch gesetzliche Neuregelungen die Tore für Niedriglöh-

ne, prekäre Beschäftigung und verschärfte Ausbeutung immer weiter geöff-
net. Seit der Einführung von Hartz IV sind Arbeitslose gezwungen, jeden Job 
anzunehmen. Und Arbeitgeber nutzen dies gnadenlos aus. 

Immer mehr Lohndumping durch Leiharbeit, Befristun-
gen, Minijobs, Scheinselbstständigkeit und Hartz IV- 
Aufstockerei.

Inzwischen verdienen rund 1,4 Millionen Beschäftigte so wenig, dass sie 
zusätzlich auf Hartz IV angewiesen sind. Darunter jede und jeder zehnte 
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Leiharbeits-Beschäftigte. Diese Aufstockerei kostet den Staat rund elf Milliar-
den Euro im Jahr. Damit zahlen wir auch noch die Zeche für die Lohndrücke-
rei der Arbeitgeber.

Ab Mai 2011 gilt auch für die neuen Mitgliedsländer die volle Freizügig-
keit innerhalb der Europäischen Union. Firmen können dann Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer aus Polen, Rumänien usw. bei uns beschäftigen.
Wenn nicht ein gesetzlicher Mindestlohn es verhindert, droht Lohndumping 
in neuer Dimension. Auch die Tarifverträge geraten unter verstärkten Druck.

Von den Nachbarn lernen
Die schwarz-gelbe Bundesregierung will keinen gesetzlichen Mindest-

lohn. Angeblich würden so Arbeitsplätze vernichtet. Die Realität in den Län-
dern, die einen Mindestlohn haben, sieht jedoch anders aus. Vielfach stieg 
sogar die Beschäftigung. Überall wurden Lohnunterschiede und die Lohndis-
kriminierung von Frauen reduziert. 

20 von 27 EU-Ländern haben einen gesetzlichen  
Mindestlohn – mit guten Erfahrungen.

Die Alternative
Wir brauchen Arbeit mit gutem Lohn und sozialer Sicherheit, um unser 

Leben gestalten zu können. Lohndumping muss überall ein Riegel vorge-
schoben werden. 

n	 Deutschland braucht den gesetzlichen Mindestlohn in Höhe von 8,50 
Euro.

n	 Leiharbeit muss strikt begrenzt und gleicher Lohn für gleiche und gleich-
wertige Arbeit durchgesetzt werden.

n	 Befristungen und Scheinselbstständigkeit müssen zurückgedrängt, Mini-
jobs dürfen nicht mehr subventioniert werden.

n	 Das Arbeitslosengeld II muss deutlich erhöht und Erwerbslose müssen 
vor Zwang zu unzumutbarer Arbeit geschützt werden.
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Gerecht geht anders!

„Es gibt keine Alternative“, dies ist das Lieblingsargument der schwarz-
gelben Bundesregierung. Doch die Politik der Sozialkürzungen und der 
Umverteilung von unten nach oben ist weder alternativlos noch gerecht. 
Und sie ist auch noch schädlich für Konjunktur und Arbeitsplätze. Gerecht 
geht anders!

Gerechte Politik
Zur Sicherung des Aufschwungs, für gute Arbeit, Einkommen und sozi-

alen Fortschritt brauchen wir eine andere Politik, einen Richtungswechsel: 
Keine Kürzungen, sondern mehr öffentliche Investitionen und Beschäftigung 
– im ökologischen Umbau, in Kinderbetreuung und Bildung, Gesundheit, 
sozialen Diensten und Kultur. 

So können wir dauerhaft zwei Millionen Arbeitsplätze schaffen, gute 
Arbeit, sinnvolle Arbeit, die gebraucht wird. Für bessere Lebensbedingungen 
und Zukunftschancen unserer Kinder.

Gerecht ist soziale Sicherheit, gute Arbeit und gutes 
Einkommen für alle.

Gerechte Verteilung
Es muss Schluss sein mit Lohndumping und Hungerlohn-Jobs. Alle Men-

schen müssen von ihrer Arbeit leben können. Dazu brauchen wir reguläre, 
sozialversicherte, tariflich bezahlte Arbeitsplätze statt mieser Jobs – und den 
gesetzlichen Mindestlohn von 8,50 Euro.

Auch wer keine Arbeit hat, muss in Würde leben können. Wer krank ist, 
muss unabhängig vom Einkommen gut versorgt werden. Und im Alter wol-
len wir eine gute Rente. Das alles kann diese reiche Gesellschaft sich leisten.

Das alles kann und muss gerecht und solide finanziert werden. Die Spe-
kulanten und Profiteure des Finanzkapitalismus und der Rettungspakete 
müssen für die Kosten der Krise zur Kasse gebeten werden. Reiche, Leute 
mit hohen Einkommen und finanzstarke Unternehmen müssen wieder einen 
gerechten Beitrag leisten für die Finanzierung der öffentlichen Aufgaben.
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Umverteilung aber richtig:  
von oben nach unten, nicht umgekehrt.

Die Politik der Marktgläubigen, der Gegner des Sozialstaats, der Interes-
senvertreter der Reichen und des Kapitals hat sich blamiert. Aber freiwillig 
macht die Regierung keine gerechte Politik. Sie geht sogar davon aus, dass 
die Umverteilung von unten nach oben munter weitergeht. Und tatsächlich 
kommt der Aufschwung bisher nicht bei uns an. Wir brauchen starke 
Gewerkschaften und wir müssen Druck machen, sonst ändert sich nichts.

Deshalb rufen ver.di und die anderen Gewerkschaften zu Aktionen und 
Veranstaltungen auf. In möglichst vielen Orten, Betrieben und Verwaltungen. 
Wir wollen Bündnisse bilden, gemeinsam mit sozial engagierten Menschen 
aus Organisationen, Initiativen, Kirchen und Vereinen.
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